
An die
Europäische Kommission 
Generalsekretariat 
B-1049 Brüssel 
Belgien

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich habe eine Beschwerde per Mail an die deutsche Vertretung der Europäischen 
Kommission am 09.02.2011 gesendet. Ich erhielt keine Nachricht.

Auf meine erneute Rückfrage am 22.02.2011 per Mail erhielt ich auch keine Nachricht.

Sie erhalten meine Beschwerde wegen Nichtbeachtung der Richtlinie 2005/60/EG per 
Post.

Ich bitte um eine Eingangsbestätigung 

Mit freundlichen Grüßen

Ref. Ares(2017)5243636 - 26/10/2017



Betreff; Beschwerde Europäische Kommission Richtlinie 2005/60/EG - Mail-1
Datum 9. Februar 2011 08:19:24 MEZ 

An; eu-de-kommission@ec.europa.eu 
* 2 Anhänge, 3,5 MB

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Anlage (PDF) erhalten Sie meine Beschwerde mit Anlagen mit der Bitte um 
Weiterleitung an die Europäische Kommission in Brüssel.

Da die Anlagen als PDF gesendet werden erhalten Sie zwei weitere Mails.

Ich bitte um eine Eingangsbestätigung.

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen/Best Regards

p Äntage.Nr,. X .BLßsälL&Jäü)

Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschützte 
Informationen enthalten. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind oder 
diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den 
Absender und vernichten Sie diese Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie 
die unbefugte Weitergabe dieser Mail sind nicht gestattet.

This e-mail may contain confidential and/or privileged information. If 
you are not the intended recipient (or have received this e-mail in 
error) please notify the sender immediately and destroy this e-mail Any 
unauthorized copying, disclosure or distribution of the material in this 
e-mail is strictly forbidden.

mailto:xxxxxxxxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx


An die
Europäischen Kommission 
Generalsekretariat 
BL-1049 Brüssel 
Belgien

über die Vertretung 
der Europäischen Kommission 
Unter den Linden 78 
10117 Berlin

letr : Umsetzung der Richtlinie 2005/60/EG in Deutschland

hier: Vertragsverletzungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Vorschriften der Richtlinie 2005/60/EG werden in den Bundesländern - ausserhalb des 
Finanz- und Versicherungswesens - systematisch und flächendeckend nicht beachtet.

Es ist besonders zu beanstanden, dass

1. die Vorrangigkeit der Richtlinie 2005/60/EG vor den nationalen Gesetzen nicht beachtet 
wird und

ф- die Aufklärungs- und Unterbindungspflicht der Richtlinie 2005/60/EG nicht beachtet 

wird.

Nachfolgend erhalten Sie meine Beschwerde mit einem konkreten Sachverhalt.

Mit freundlichen Grüßen



Sachverhalt:

Der Petitionsausschuss des Europäischen Pariaments, durch die Präsidentin Frau 
Rechtsanwältin Erminia Mazzoni, stufte die anonyme Eintragung von 4 Personen im 
Grundbuch der Stadt Brüssel als Verstoss gegen die die Richtlinie 2005/60/EG ein.

Die 4 Eigentümer der Grundstücke „Quai au Bois A Brûler 19 und 19a, 1000 Brüssel 
stehen verschleiert und anonym im Grundbuch und können bei einer elektronischen 
Abfrage unter deren richtigen Namen nicht dem Grundstück zugeordnet werden.
(Anlage -1-)

Nachfolgend haben deutsche Gerichte in dem Sachverhalt entschieden, stets in Kenntnis 
der Beurteilung des Sachverhaltes durch den Petitionsausschuss des Europäischen 
Parlaments, ohne die Richtlinie 2005/60/EG zu beachten:

1. Finanzgericht Hamburg Az.: 1 K 131/09; Untätigkeitsklage gegen das Finanzamt für 
_ Prüfungsdienste und Strafsachen Hamburg bei Steuerhinterziehung und Geldwäsche. 
^ ( Erst nach einer Beschwerde beim Bundesfinanzhof stellte das Finanzgericht Hamburg

das Urteil in der Sache zu.)
2. Bundesfinanzhof München Az.: II S 21/10; Im Rahmen eines Antrages auf 

Prozesskostenhilfe für die Revision des Urteils befasste sich der Bundesfinanzhof 
vollumfänglich mit der Sache und lehnte die Revision ab.

3. Amtsgericht Hamburg Az.: 23A C 291/09; Erlass einer einstweiligen Anordnung; Trotz 
Widerklage und Verhandlung am 06.04.2010 unterliess es das Amtsgericht, die 
vorrangig gültige Richtlinie 2005/60/EG zu prüfen oder anzuwenden. Das Amtsgericht 
stellte die nationalen Gesetze Zivilprozessordnung und Bürgerliches Gesetzbuch über 
die EU-Richtlinie.

4. Landgericht Darmstadt Az.: 4 O 386/09; Das Landgericht weigert sich eine 
einstweilige Anordnung zu erlassen; Auf die sofortige Beschwerde hin erlässt das

5. Oberlandesgericht Frankfurt Az.: 24 W 62/09 die einstweilige Anordnung, die 
ф verbietet zu behaupten es würde Geldwäsche und/oder Steuerhinterziehung in dem

Sachverhalt Brüssel vorliegen.
6. Der Bundesgerichtshof Az.: VI ZA 11/10 lehnt einen Antrag auf Prozesskostenhilfe ab, 

bezüglich der vorangegangenen Entscheidung des Oberlandesgericht Frankfurt. Der 
Bundesgerichtshof erhielt in dem Antrag vollumfänglich Kenntnis des Sachverhalts.

Alle Gerichte beachteten bei Ihren Entscheidungen nur das nationale Recht und nicht die 
übergeordnete Richtlinie 2005/60/EG. Ebenso bei den Kostenentscheidungen.

Verfassungsbeschwerden in der Sache wurden ebenso abschlägig beschieden.
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Zusammenfassung:

Es bleibt zu beanstanden, dass ausserhalb der Banken- und Versicherungswesens, einem 
Verdachtsfall der Geldwäsche gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 2005/60/EG nicht 
und nur unzureichend nachgegangen wird. Es liegt eine Verweigerungshaltung gegenüber 
der Anwendung Europäischen Rechts vor.

Diese Verhaltensweise wiegt um so schwerer, als daraus wichtige Kenntnisse für die 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität in Europa nicht gewonnen werden.

Es liegt kein Einzelfall vor, da die beteiligten Gerichte vom Amtsgericht bis zum 
Bundesgerichtshof, vom Finanzgericht bis zum Bundesfinanzhof und letztlich das 
Bundesverfassungsgericht die gesamte deutsche Gerichtsbarkeit repräsentieren.

Anlagenverzeichnis:

1. Grundbuchauszug mit Erläuterungen, Mail und Brief des Petitionsausschusses
2. Urteil Finanzgericht Hamburg 1 K 131/09
3. Entscheidung Bundesfinanzhof II S 21/10
4. Einstweilige Anordnung und Urteil des Amtsgericht Hamburg 23A C 291/09
5. Einstweilige Anordnung Oberlandesgericht Frankfurt 24 W 62/09
6. Entscheidung Bundesgerichtshof VI ZA 11/10

Mit freundlichen Grüßen



írvice Public Fédéral FINANCES - Administration du cadastre 
TRAITS DE LA MATRICE CADASTRALE DE LA COMMUNE DE BRUXELLES 12 DIV

Page : 1/2

ation au 01.01.2007 Į ļ Numéro de commune : 21812 Į ^Numéro de ľarticle : 06606 ļ [ Nombre de pages :

IDENTIFICATION ET DROITS ÉVENTUELS DU OU DES PROPRIÉTAIRES

-R 83990 SAINT-TROPHEZ

-1/4

-1/4

-1/4

-1/4-

SITUATION DE LA PARCELLE 
(rue et numéro ou lieu-dit) 
Détails complémentaires 

(D

Désignation
cadastrale

Numéro 
de la 

parcelle

Nature de la 
propriété 

(DW

SUPERFICIE

ha ca

Classement 
et revenu 
à ľha ou 
année de 
la fin de 

construc
tion (2)

Revenu
cadastral

Montant

QUAI AU BOIS A BRULER 18Л 

2) OUAI AU BOIS A BRULER 19

450 A 

449 C

DAT.BUREAU 

H.COMMERCE

02

02

33

36

0002

C0002

2F
2F

1412

2764

TOTAL DE L'ARTICLE

REVENU CADASTRAL
SUPERFICIE

Revenu industriel Revenu outillage Revenu ordinaire

non bâti bâti non bâti bâti non bâti bâti ha a ca

imposable 4176 4 69

immunisé

), (2), (3) et (4) voir notice explicative au verso * 
/enu à ľha et revenu cadastral exprimé en eur

de la demande : 2007041871 01012007 2181206606

UT : 5,50 EUR

Certifié conforme aux inscriptions de la matrice cadastrale

A Bruxelles, le 06/11/2007

L'agent délégué ,



Service Public Fédéral FINANCES - Administration du cadastre
EXTRAITS DE LA MATRICE CADASTRALE DE LA COMMUNE DE BRUXELLES 12

[ Numéro de ľarticle : 06606Situation au 01.01.2007 Numéro de commune 21812

IDENTIFICATION ET DROITS ÉVENTUELS DU OU DES PROPRIÉTAIRES

Unter der Rubrik Identifikation und möglicher Rechte bezüglich oder über die Eigentümer stehen die 
Eigentümerinnen im Katasterauszug mit folgenden Fehlern:

-1- Es sind nicht alle Vornamen eingetragen, es wurde ein weiterer willkürlicher Vorname eingetragen
Name Pascale

-2- Der Nachname ist durch ein Komma und ein Leerzeichen vom Vornamen abgetrennt. Der Nachname ist die erste Suchfunktion zur
Identifikation der Eigentümer; statt Isteht dort Fl
-3- Die Kurzbezeichnung der Wohnsitzländer der Eigentümerinnen, DE für Deutschland, GB für Gross-Britannien, FR für Frankreich 
wobei es abwegig ist, dass ein französisch geführtes Register DE für Deutschland benutzt; zusätzlich jedoch zwei Leerstriche - vor die 
Länderbezeichnung gesetzt wurden.



-4- Es wurden willkürlich Postleitzahlen (PLZ) verwendet oder weggelassen, PLZ fehlen beim Hamburg und Marseille, diese ohne jeden 
Zweifel bekannt sind.
-5- Die Anschrift in Hamburg stimmt nicht. Aus wurde!

-6- Die Anschrift in London stimmt nicht. Anstelle London steht 1RL;
Anstelle Ongar Road steht

”” ist nicht durch ein Leerzeichen getrenntDie Nummer des Apartment
ist

Die Stadtteilbezeichnung SW6 steht an Stelle der Hausnummer.
-7- Aus SAINT-TROPEZ wurde SAINT-TROPHEZ.
Aus CHEMIN (französisch: Strasse) wurde CHEM ohne Abkürzungspunkt.
Es wurde ein weiterer sinnentstellender Querstrich nach einem Leerzeichen hinzugefügt,

Da jeder Fehler für sich gewertet werden muss, liegen mindestens 19 Fehler vor (weiterer Fehlervortrag bleibt nach weiteren 
Erkenntnissen Vorbehalten).

Von einer Identifikation kann nicht mehr gesprochen werden, die Vielzahl der Fehler schliessen Versehen oder Schreibfehler aus. Es liegt 
eine bewusste Falscheintragung in einer Öffentlichen Urkunde vor.

Das Grundbuch in Brüssel wird elektronisch geführt. Bekanntermassen genügt bereits ein Fehler bei einem Passwort, dass kein Resultat 
angezeigt wird.

Die Eigentümerinnen können weder über ihren Nachnamen, ihren Vornamen (Rufname oder alle Vornamen) oder ihre Adresse gefunden 
werden.

Bis zum Beweis des Gegenteils wird unterstellt, dass sowohl des Katasterregister als auch Hypothekenregister mit dem gleichen 
Datensatz bezüglich Eigentümer, Anschrift und Grundstück geführt werden.



Von- "IP-PETI Secretariat" <IP-PETI@europari.europa.eu> 
Betreff: Ihre Petition an das Europäische Parlament
Datum: 8. Juli 2009 15:20:42 MESZ

An:

Sehr geehrter Herr van Ysendyck.

wir bestätigen den Eingang Ihres Schreibens vom 06.07.2009.

Wir mochten Sie im Zusammenhang mit dem Inhalt Ihrer Petition daraufhinweisen, dass das Europäische Parlament keine richterliche oder polizeiliche 

Untersuchungen durchführen kann Für konkrete Fälle sind die nationalen Behörden zuständig.

Der von Ihnen genannte Fall sollte daher angczcigt werden beim Bundcskriminalamt und zwar bei der gemäss Artikel 21 der Richtlinie 2005/60/EG 

eingerichteten Zentralen Meldestelle (Financial Intelligence Unit (F1U) Deutschland - Zentralstelle für (Geldwäsche-) 
Verdachtsanzeigen)

Die Postanschrift des ВКЛ ist

Bundcskriminalamt 
Referat OA 14
Zentralstelle für (Geldwasche-)Verdachtsanzcigen 
65173 Wiesbaden
Tel. +49-(0)611-55 18615 oder +49-<0)611-55 14545 
Fax +49^0)611-55 45300

Webseite: \_vna_bk^ de nioťil. /iemmisiollen lìu/tlu· > 1 html

I Wir werden Ihre Petition an die Dienststelle für Registrierung weiterleiten. Diese Dienststelle wird Ihnen eine Petitionsnummer zuschickcn.

Bitte schicken Sic uns unter dieser Nummer weitere Unterlagen und Nachweise die uns helfen könnten zu beurteilen ob Ihre Petition zulässig ist. 

Wir werden Sie zu gegebener Zeit Uber jede weitere Maßnahme in Bezug auf Ihre Petition unterrichten 

Mit freundlichen Grüßen,

Das Sekretariat 
Petitionsausschuss 
Europäisches Parlament

mailto:xxxxxxx@xxxxxxxx.xxxxxx.xx


ЕВРОПЕЙСКИ ПАРЛАМЕНТ PARLAMENTO EUROPEO EVROPSKÝ PARLAMENT c U ROPA·· PA RIA M E fi 
EUROPÄISCHES PARLAMENT EUROOPA PARLAMENT EVPOHAiKO ΚΟΙΝΟΒΟΥΛΙΟ EUROPEAN PARLIAMENT

PARLEMENT EUROPÉEN PARlAlMiNT HA hgORrÄ PARLAMENTO EUROPEO EIROPAS PARLAMENTS 
EUROPOS PARLAMENTAS EUROPA! PARLAMENT M.· PARLAMENT SW30FEW EUROPEES PARLEMENT

- PARLAMENT EUROPEJSKI PARLAMENTO EUROPEU PARLAMENTUI EUROPEAN
EURÓPSKY PARLAMENT EVROPSKI PARLAMENT EUROOPAN PARLAMENTTI EUROPAPARLAMENTET

Commissione per le petizioni 
La Presidente

819102 06.X! 2009

Brüssel,
JH/sry[02-C OM. P E TI(2009)D/57538]

Betrifft: Petition Nr. 0930/2009 (bei sämtlichem Schriftverkehr aïïzugeben)

Sehr geehrter

hiermit teile ich Ihnen mit. dass der Petitionsausschuss Ihre Petition geprüft und 
beschlossen hat, dass die von Ihnen angesprochenen Fragen gemäß der Geschäftsordnung 
des Europäischen Parlaments zulässig sind, da der Gegenstand den Tätigkeitsbereich der 
Europäischen Union betrifft.

Der Ausschuss hat beschlossen, die Europäische Kommission um Auskünfte über die 
verschiedenen Aspekte der Angelegenheit zu ersuchen. Er wird die Prüfung Ihrer Petition 
fonsetzen, sobald ihm die erforderlichen Informationen vorliegen.

Ich werde Sie zu gegebener Zeit über jede weitere Maßnahme in Bezug auf Ihre Petition 
unterrichten.

Mit freundlichen Grüßen.

•-K’-*' Brussels - Ici -32 2 284/ Fax+32 2 284 68 4··



Von:
Betreff; Beschwerde Europäische Kommission Richtlinie 2005/60/EG - Mail-2
Datum: 9. Februar 2011 08:20:54 MEZ 

An: eu-de-kommission@ec.europa.eu 
* 1 Anhang, 2,0 MB

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie erhalten die nachfolgenden Anlagen:

Urteil des Finanzgericht Hamburg und Entscheidung des Bundesfinanzhof München

«
..r»

¿^3. Urteil r.„f,pdf (¿,Q MB)
Mit freundlichen Grüßen/Best Regards

Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschützte 
Informationen enthalten. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind oder 
diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den 
Absender und vernichten Sie diese Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie 
die unbefugte Weitergabe dieser Mail sind nicht gestattet.

^ This e-mail may contain confidential and/or privileged information. If 
you are not the intended recipient (or have received this e-mail in 
error) please notify the sender immediately and destroy this e-mail. Any 
unauthorized copying, disclosure or distribution of the material in this 
e-mail is strictly forbidden

mailto:xxxxxxxxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx


Aktz: 1 K 131/09

FINANZGERICHT HAMBURG 

URTEIL
IM NAMEN DES VOLKES

ln dem Rechtsstreit

Zwingenberg,

gegen

Finanzamt für Prüfungsdienste und Strafsachen in Hamburg, 
Hugh-Greene-Weg 6. 22529 Hamburg, '
StNr.: EL 438/2008+1746/2009 S IV.

wegen
Untätigkeitsklage

hat das Finanzgericht Hamburg. 1. Senat, am 10. Februar 2010 durch

die Vorsitzende Richterin am Finanzgericht Staiger
als Einzelrichterin gemäß § 6 Finanzgerichtsordnung - FGO -

für Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.
Dse Kosten des Rechtsstreits fallen dem Kläger zur Last. 
Die Revision wird nicht zugelassen.



RECHTSMITTELBELEHRUNG

Oie Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Ur
teils bei dem Bundesfinanzhof einzulegen. Sie muss das angefochtene Urteil be
zeichnen. Der Beschwerdeschrift soll eine Ausfertigung oder Abschrift des ange
fochtenen Urteils beigefügt werden. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Mona
ten nach Zustellung des vollständigen Urteils zu begründen. Die Begründung ist 
bei dem Bundesfinanzhof einzureichen, In der Begründung muss dargelegt wer
den,
- dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat.
- dass die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Recht
sprechung eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs erfordert oder
- dass ein Verfahrensfehter vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Bei der Einlegung und Begründung der Beschwerde sowie in dem weiteren Ver
fahren vor dem Bundesfinanzhof muss sich jeder Beteiligte durch einen Steuerbe
rater, einen Steuerbevollmächtigten, einen Rechtsanwalt, einen niedergelassenen 
europäischen Rechtsanwalt, einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buch
prüfer als Bevollmächtigten vertreten lassen. Zur Vertretung berechtigt sind auch 
Steuerberatungsgesellschaften, Rechtsanwaltsgesellschaften, Wirtschaftsprü
fungsgesellschaften, Buchprüfungsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaf
ten, die durch eine der in dem vorherigen Satz aufgeführten Personen tätig wer
den.
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt. oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.

Wird der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision stattgegeben, so 
wird das Verfahren als Revisionsverfahren fortgesetzt. Der Einlegung einer Revi
sion durch den Beschwerdeführer bedarf es nicht. Die Revision ist innerhalb eines 
Monats nach Zustellung des Beschlusses über die Zulassung der Revision zu be
gründen, Die Begründung ist bei dem Bundesfinanzhof einzureichen.

Anschrift des Bundesfinanzhofs:
Ismaninger Straße 109, 81675 München:
Postfach 86 02 40. 81629 München:
Tel.: 089 / 9231 - 0. Telefax: 089 / 9231 - 201
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Tatbestand

Der Kläger beschuldigt seine geschiedene Ehefrau ier

Steuerhinterziehung und der Geldwäsche durch Nichtangabe von Mieteinkünften. 

Mit der vorliegenden Klage fordert er die Aufnahme von Ermittlungen, ferner Aus

kunft über das bisherige behördliche Vorgehen und über etwaige Ermittlungser

gebnisse sowie eine zutreffende Festsetzung der Einkünfte im Rahmen der Zu

sammenveranlagung bei der Einkommensteuer

Im Scheidungsverfahren im Jahr 2008 erklärte der Kläger, sich Unterhaltsansprü

che gegen seine Ehefrau vorzubehalten, weil sie Einkünfte unbekannter Höhe aus 

einer 2005 erworbenen Immobilie in Belgien beziehe. Dort erzielte Einnahmen 

seien ihr und nicht einem Nießbrauchsberechtigten zuzurechnen, denn ein Nieß

brauch sei nicht wirksam begründet worden. Unter Mithilfe eines Notars seien im 

Grundbuch Adressen manipuliert worden, so dass eine besonders schwere Form 

der Geldwäsche vorliege.

Der Kläger erstattete seit Anfang 2008 gegen seine geschiedene Ehefrau Anzei

gen unter anderem bei dem Beklagten Er bat um Weiterieitung der Ermittlungser

gebnisse an das Bundeskriminalamt - BKA. bei dem er ebenfalls Strafanzeige 

erstattet habe. Auch informierte er das für die Einkommensteuerfestsetzung wäh

rend seiner Ehe zuständig gewesene Finanzamt Hamburg-Oberalster über das 

aus seiner Sicht strafrechtlich relevante Verhalten. Für weitere Anzeigen und de

ren Ausgang wird auf das vom Kläger eingereichte Schreiben der Staatsanwalt

schaft Hamburg vom 25.05.2009 sowie auf den vom Beklagten eingereichten Ak

tenvermerk der Staatsanwaltschaft vom 27.05.2009 samt Anlagen verwiesen. Die 

Verfahren sind eingestellt worden Dem Beklagten ist der Vorgang aufgrund einer 

abermaligen Anzeige des Klägers gemäß Verfügung der Staatsanwaltschaft vom 

03.03.2009 zur Prüfung einer Wiederaufnahme der Ermittlungen vorgelegt wor

den



Mit Schriftsatz vom 24.04.2009 hat der Klager im vorliegenden Rechtsstreit „Untä

tigkeitsklage gemäß § 48 Finanzgerichtsordnung" gegen den Beklagten einge

reicht. Er beruft sich darauf, dass für den Beklagten eine Meldepflicht wegen des 

begründeten Verdachts der Straftat bestehe. Es verweist auf die Pflicht, gemäß § 

31 b Abgabenordnung - AO - die Staatsanwaltschaft und das BKA zu informieren. 

Es spreche alles dafür, dass das nicht geschehen sei.

Erst wenn die Steuerhinterziehung und Geldwäsehe aufgedeckt und rechtlich ge

würdigt seien, könnten für die Jahre der Zusammenveranlagung berichtigte Be

scheide erlassen werden, auf die er einen Anspruch habe.

Durch gerichtliches Schreiben vom 08.06.2009, auf dessen Inhalt Bezug genom

men wird, wurden dem Kläger mit rechtlichen Hinweisen Bedenken gegen die Zu

lässigkeit seiner Klage mitgeteilt und eine Rücknahme angeraten.

Eine solche lehnte der Kläger unter Ergänzung seiner rechtlichen Bewertung der 

Handlungsweise seiner Ehefrau ab. Das für die Einkommensteuerfestsetzung zu

ständige Finanzamt Hamburg-Oberalster könne vor Ermittlungen des Beklagten 

nicht tätig werden. Die Einstellungen der Staatsanwaltschaft seien mit unrichtigen 

Rechtsgrundlagen erfolgt. Dagegen sei er vorgegangen und an das BKA und das 

Landeskriminalamt Hessen verwiesen worden.

Der Kläger wandte sich irrt übrigen an das Europäische Parlament und wurde an 

den dortigen Petitionsausschuss verwiesen. Nachdem dieser ihn benachrichtigt 

hatte, dass das Parlament befragt werden würde, führte der Kläger mit Schriftsatz 

vom 07.12,2009 u.a. aus:

belegt dies meine Aussage, dass Geldwäsche vorliegt. Zu dem gleichen 
Ergebnis bin auch ich gekommen, als ich zusätzlich zu deutschem Recht 
den Sachverhalt nach der Richtlinie 2005/60/EG prüfte, somit auch nach 
europäischem Recht Geldwäsche vorliegl ...

Insoweit ist der streitige Sachverhalt geklärt und belegt meinen Vorwurf der 
Untätigkeit der Beklagten trotz Strafverfolgungszwangs (Offizialprinzip).

Inwieweit die Beklagte nun tätig werden möchte ist für mich nicht mehr von 
Bedeutung, da ich die Angelegenheit auf europäischer Ebene verfolge.
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Meíne Untätigkeitsklage war zulässig und begründet und ich bitte um Er
stattung des Prozesskostenvorschusses,..7

Auf den Inhalt des Schriftsatzes samt Anlagen wird ergänzend Bezug genommen,

IVlit gerichtlichem Hinweis vom 10,12.2000, dass er nach seinem eigenen Vorbrin

gen sein Anliegen offensichtlich selbst nicht weiter verfolgen wolle, wurde der Klä

ger mit ergänzenden verfahrensrechtlichen Erläuterungen um die Mitteilung gebe

ten. wie sein Schreiben zu verstehen sei, insbesondere ob eine Klagrücknahme 

oder eine Erledigungserklärung gewollt sei. Dabei wurde ihm mitgeteilt, dass keine 

Voraussetzungen für eine Rückzahlung des Prozesskostenvorschusses gegeben 

seien. Der Kläger forderte weiterhin eine Rückzahlung des Vorschusses und be

antragte eine Gerichtsentscheidung durch Urteil.

Er beantragt im Anschluss an eine ausführliche Erörterung über den Inhalt seines 

Klagevortrags und deren Erfolgsaussichten im vorliegenden Rechtsstreit,

den Beklagten zu verurteilen, in dieser Sache tätig zu werden, die Einkünfte 

zu ermitteln,

Der Beklagte beantragt, nachdem er infolge des Schriftsatzes des Klägers vom 

07.12.2009 die Hauptsache für erledigt erklärt hatte,

die Klage abzuweisen,

Sie sei unzulässig, da sie keine Streitigkeit über abgabenrechtliche Angelegenhei

ten gemäß § 33 Finanzgerichtsordnung - FGO - betreffe. Auch seien die Voraus

setzungen für eine Untitigkeitsklage, mit der eine Entscheidung über einen au

ßergerichtlichen Rechtsbehelf begehrt werde, nicht gegeben, Informationen über 

Ermittlungen stehe der Schutz des Steuergeheimnisses gemäß § 30 AO entge

gen. Der Kläger sei durch eine vermeintliche Untätigkeit des Beklagten nicht in



geschützten eigenen Rechten verletzt. Er habe keinen Anspruch auf Information 

über den Sachstand von Ermittlungsverfahren,

Sofern der Kläger eine Änderung seiner Steuerbescheide begehre, müsse die 

Klage gegen das insoweit zuständige Finanzamt Hamburg-Oberalster gerichtet 

werden.

Für weitere Einzelheiten wird ergänzend auf den Inhalt der Schriftsätze und Anla

gen sowie das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 10,02.2010 Bezug ge

nommen.
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Entscheiđungsgriinđe

Die Klage ist unter allen in Betracht kommenden Gesichtspunkten abzuweisen. 

Sie ist je nach Auslegungsmögiichkeiten dessen, was der Kläger vorträgt und sich 

dabei nicht durchgehend in gleicher Weise geäußert hat, entweder bereits unzu

lässig, jedenfalls aber unbegründet,

Für eine Klage mit dem Klagebegehren, Ermittlungen zu veranlassen oder Ermitt

lungsergebnisse mitzutailen, für die wegen fehlender Rechtsverletzung des Klä

gers bereits keine Klagebefugnis gemäß § 40 Abs 2 F GO besteht, wäre der Fi

nanzrechtsweg nicht gegeben. Eine Verweisung gemäß § 17a Abs.2 Gerichtsver

fassungsgesetz - GVG - kommt mangels einer der Untätigkeitsklage entspre

chenden Klage in der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht in Betracht.

Ebenso entfällt die Möglichkeit einer Weiterleitung des Antrags an Ermittlungsbe

hörden aufgrund der auch nach dem Klägervortrag dort bereits vorhandenen 

Kenntnis und vorangegangenen Tätigkeit Gegebenenfalls sind Rechte im Kla

geerzwingungsverfahren nach strafprozessualen Vorschriften zu verfolgen,

Unabhängig davon, dass auch im Hinblick auf § 30 AO keine Informationspflicht 

gegenüber einem Anzeigenden gegeben ist, besteht für den Kläger im übrigen 

nach dem von ihm ausdrücklich erklärten Wegfall seines Interesses an einer wei

teren Tätigkeit des Beklagten kein Rechtsschutzbedürfnis mehr an einer inhaltli

chen gerichtlichen Entscheidung.

1

Ein klares Klagebegehren lässt sich trotz persönlicher Befragung des Klägers 

nicht eindeutig erkennen, Die formulierten beziehungsweise denkbaren Anliegen 

begründen keinen Anspruch gegenüber dem Beklagten, gegen den der Kläger



seine Klage bewusst gerichtet hat. Das Bemühen um eine Klarstellung war nicht 

erfolgreich.

2,

Angesichts dessen ist über ein Begehren des Klägers zu entscheiden, wie es sich 

unter Berücksichtigung seines gesamten Vorbringens und nach seinen ausdrückli

chen Erklärungen im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung bei einer verständi

gen Auslegung nach seinem vermeintlichen Interesse ergibt.

Ausdrücklich hat der Kläger in der Verhandlung zunächst erklärt, dass er die Ein

künfte zutreffend festgestellt haben möchte. Nach ausführlicher Erörterung der 

sich aus seinem Vorbringen ergebenden Sach- und Rechtsfragen hat er seinen 

Klagantrag auch ausdrücklich mit einer dahingehenden Zielrichtung formuliert,

Sein Antrag, den Beklagten zu verurteilen, in dieser Sache «tätig zu werden, die 

Einkünfte zu ermitteln» weist das Interesse aus, eine nach seiner Ansicht zutref

fende Steuerveranlagung durchzusetzen. Auch wenn der Kläger anders als nach 

seiner anfänglichen Erklärung in der mündlichen Verhandlung, dass er mit der vor

liegenden Klage eine zutreffende Einkommensteuer-« feststellung » erreichen 

wolle, seinen Antrag dahin formuliert hat, dass der Beklagte, das Finanzamt für 

Prüfungsdienste und Strafsachen - eine Strafverfolgungsbehörde -, « tätig wer

den solle, die Einkünfte zu ermitteln », ist dieser bei verständiger Würdigung des 

Gesamtvorbringens dahin zu verstehen, dass er eine Einkommensteuerveranla

gung unter Einbeziehung von streitigen Einkünften seiner geschiedenen Ehefrau 

wolle, Das entspricht unter anderem auch dem Vorbringen in seiner Klageschrift 

und dem anfänglich in der mündlichen Verhandlung genannten Klageziel.

Für eine dahingehende Steuerfestsetzung ist der Beklagte nicht zuständig. Er ist 

nach der Anordnung über die Zuständigkeit der Finanzämter für Straf- und Ord

nungswidrigkeitenverfahren sowie die Aufgaben der Steuerfahndung nach § 208 

AO zuständig, nicht jedoch für den Erlass von Steuerbescheiden. Deren Erlass 

beziehungsweise Änderung, die der Kläger im Streitfall begehrt, erfolgt durch die 

für den jeweiligen Wohnsitz zuständigen Veranlagungsfinanzämter, hier das Fi

nanzamt Hamburg-Oberalster.



Die Klage ist daher als gegen den unzuständigen Beklagten erhoben abzuweisen.

Im übrigen fehlt es an einer Kiagebefugnis, Von einer Rechtsverletzung ist nach 

dem Vorbringen des Klägers nicht nicht auszugehen, da er eine Steuerfestsetzung 

aufgrund zusätzlicher Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung begehrt, die zu 

einer Festsetzung erhöhter Einkommensteuer führen würde.

3.

Im wohlverstandenen Interesse des Klägers kann nicht davon ausgegangen wer

den, dass er im vorliegenden Verfahren noch die Aufnahme oder Fortführung von

Ermittlungstätigkeiten durch den Beklagten durchsetzen will oder durch diesen 

über Ermittlungsergebnisse informiert werden will.

Zunächst wäre insoweit bereits der Finanzrechtsweg gemäß § 33 FGO nicht ge

geben. Nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 FGO ist dieser Rechtsweg gegeben in öffentlich

rechtlichen Streitigkeiten über Abgabenangeiegenheiten, soweit die Abgaben der 

Gesetzgebung des Bundes unterliegen und durch Bundesfinanzbehörden oder 

Landesfinanzbehörden verwaltet werden. Gemäß § 33 Abs. 2 FGO sind Abgaben

angeiegenheiten im Sinne dieses Gesetzes alle mit der Verwaltung der Abgaben 

einschließlich der Abgabenvergütungen oder sonst mit der Anwendung der abga

benrechtlichen Vorschriften durch die Finanzbehörden zusammenhängenden An

gelegenheiten. Die FGO findet gemäß § 33 Abs. 3 FGO auf das Straf- und Buß

geldverfahren keine Anwendung.

An einem zunächst dahingehend formulierten Antrag hat der Kläger auch aus

drücklich nicht mehr festgehalten, Mit seinem Schriftsatz vom 07.12.2009 hat er 

eindeutig ausgeführt, dass er daran wegen anderweitiger Aktivitäten nicht mehr 

interessiert sei. Er hat vorgetragen : »Insoweit ist der streitige Sachverhalt geklärt 

Wieweit die Beklagte nun tätig werden möchte ist für mich nicht mehr von 

Bedeutung, da ich die Angelegenheit auf europäischer Ebene verfolge. »
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Einen solchen Antrag stellt der Kläger somit nicht mehr. Insoweit kann auch nicht 

mehr von einem Rechtsschutzbedürfnis ausgegangen werden, über einen dahin

gehenden Antrag zu entscheiden. Der Klager hat seinen Antrag auf gerichtliche 

Entscheidung anschließend auch nur noch damit begründet, keine Kosten tragen 

zu wollen. Ein rechtlich geschütztes Interesse an einer inhaltlichen Entscheidung 

zur Ermittlungspflicht des Beklagten ist nach seinem eigenen Vortrag nicht mehr 

gegeben,

ui.

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger gemäß § 135 Abs, 1 FGO.

Gründe für die Zulassung der Revision gemäß § 115 Abs,2 FGO liegen nicht vor

Staiger



BUNDESFINANZHOF
Az. IT S 21/10 <PKH}

BESCHLUSS
In dem Verfahren wegen Bewilligung von Prozesskostenhilfe

Zvingsnberg,
Antragsteller,

für seinen Rechtsstreit als Kläger und Beschwerdeführer,

Finanzamt für Prüfungsdienste und Strafsachen in Hamburg, 
Beklagter und Beschwerdegegner, 

wegen Untätigkeitsklage (Nichtzulassung der Revision} 
hat der II. Senat 

unter Mitwirkung
des Vizepräsidenten
des Bundesfinanzhofs Viskorf
und der Richter
am Bundesfinanzhof Schmid und

am 31. August 2010 beschlossen:
Der Antrag wird abgelehnt.
Die Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei.

Der nicht nach § 62 Abs. 4 der Finanzgerichtsordnung (FGO)
vertretene Kläger und Antragsteller (Antragsteller) beantragt 
ihm Prozesskostenhilfe (PKK) für die Einlegung einer Beschwer 
de wegen Nichtzulassung der Revision im urteil des Finanzge-

gegen

Dr. Herlinghaus

Gründe

2
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richte (FGÌ Hamburg vom 10. Februar 2010 1 K 131/OS zu ge
währen und ihm einer· Rechtsanwalt beizyordnen. Dem liegt fol
gender Sachverhalt zugrunde:

Der Antragsteller erstattete gegen die von ihm geschiedene 
Ehefrau Strafanzeigen wegen des Verdachts der Steuerhinter
ziehung und Geldwäsche durch Nichterklärung von Einkünften aus 
der Vermietung einer Immobilie in Belgien. Da diese Strafan
zeigen nicht zu einer Strafverfolgung seiner früheren Ehefrau 
führten, erhob der Antragsteller Klage beim FG und stellte in 
der mündlichen Verhandlung vom 10. Februar 2010 den Antrag, 
den Beklagten und Beschwerdegegner (das Finanzamt —FA—} "zu 
verurteilen, in dieser Sache tätig zu werden, die Einkünfte zu 
ermitteln". Er legte dazu schriftliche Ausführungen zu den be
haupteten Straftaten seiner geschiedenen Ehefrau und darauf 
bezogene Unterlagen vor.

Das FG wies die Klage mit der Begründung ab, sie sei je nach 
Auslegung des Vortrags des Antragstellers bereits unzulässig, 
jedenfalls aber unbegründet. Für das Klagebegehren, Ermittlun
gen zu veranlassen oder Ermittiungsergebnisse mitzuteilen, sei 
der Finanzrechtsweg (S 33 FGO) nicht gegeben und fehle es zu
dem. an einer Klagebefugnis des Antragstellers gemäß § 10 
Abs. 2 FGO. Insoweit komme ein Klageerzwingungsverfahren nach 
strafprozessualen Vorschriften in Betracht. Hinsichtlich des 
Begehrens, die Einkommensteuer zutreffend festzusetzen, sei 
das FA nicht zuständig und daher nicht der richtige Beklagte.

Entsprechend einem in der mündlichen Verhandlung getroffenen 
und verkündeten Beschluss wurde das Urteil nicht verkündet, 
sondern dem Antragsteller am 10. Juli 2010 zugestellt, nachdem 
es bei der Geschäftsstelle des FG am ?. Juli 2010 eingegangen 
war.

•b
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Der Antragsteller macht zur Begründung seines unter Beifügung 
einer Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse gestellten Antrags au£ Gewährung von PKH und Bei
ordnung eines Rechtsanwalts geltend, die Rechtssache habe 
grundsätzliche Bedeutung i.S. des S 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO und 
sei auch bedeutsam für eine einheitliche Rechtsprechung gemäß 
§ 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO, da der Sachverhalt Steu
erhinterziehung und Geldwäsche begründe und daher Strafver
folgungszwang bestehe. Zudem habe das FG seinen Anspruch auf 
rechtliches Gehör verletzt. Da es ihm in der mündlichen Ver
handlung das Wort abgeschnitten habe, habe er ”die Beweise und 
Gesetze zu Protokoll" gegeben. Das FG gehe darauf in seinem 
Urteil nicht ein. Darüber hinaus sei ihm das Orteil des FG 
erst fünf Monate nach dem Verhandlungstermin zugestellt wor
den. Schließlich habe ihm das FG zu Unrecht die Kosten des 
Verfahrens auferlegt.

II.
Der Antrag auf Gewährung von PKH und Beiordnung eines Rechts
anwalts hat keinen Erfolg.

1. Eine Partei, die nach ihren persönlichen und wirtschaft
lichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur 
zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag 
PKH, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsver
teidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht 
mutwillig erscheint (§ 142 Abs. I FGO i.V.m. § 114 Satz 1 der 
Zivilprozessordnung —ZPO—). In dem Antrag ist das Streitver
hältnis unter Angabe der Beweismittel darzustellen {§ 11"
Abs. 1 Satz 2 ZPO).

4
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2. Es kann dahinstehen, ob für einen PKH-Antrag abweichend von 
der bis zum 30. Juni 2008 geltenden Rechtslage (Beschlüsse des 
Bundesfinanzhofs —BFH— vom 22. Februar 2005 
III S 17/04 (PKH), BFH/NV 2005, 1124, und vom У. Juni 2008 
У S 41/07 (PKH), BFH/NV 2008, 1855) seit der Neugestaltung des 
Vertretungszwangs vor dem BFH durch das Gesetz zur Neuregelung 
des Rechtsberatungsrechts vom 12. Dezember 2007 (BGBl I 2007, 
2840} mit Wirkung ab 1. Juli 2008 Vertretungszwang besteht 
(offen gelassen u.a. in den BFH-Beschlüssen vom 11. Mai 2009 
II S 4/09 (PKH), Zeitschrift für Steuern und Recht —ZSceu—
2009, R 583; vom 4. August 2009 ¥ S 16/09 {PKH}, ZSteu 2C09,

R 1086, und vom 24. November 2009 ĪI S 21/09 (PKH:, BFH/NV
2010, 455}. Der Antrag wäre --dessen Zulässigkeit unter
stellt-- jedenfalls unbegründet. Denn auch nach der vor dem 
1. Juli 2008 geltenden Rechtslage musste der Antragsteller 
innerhalb der insoweit maßgebenden Beschwerdebegründungsfrist 
des § 116 Abs. 3 Satz 1 FGO {zur Maßgeblichkeit dieser Frist 
vgl. BFH-Beschluss in BFH/NV 2005, 1124} zumindest in laien
hafter weise einen Zulassungsgrund i.S. des § 115 Abs. 2 FGO 
darlegen (BHi-Beschlüsse in BFH/NV 2005, 1124; vom 26. Juni 
2006 V S 3/Ű8, BFH/NV 2008, 1858; vom 12. August 2008
X $ 29/08 {PKH), BFH/NV 2008, 1869, und in BFH/КУ 2010, 455}. 
Die für die Bewilligung von PKH für eine Nichtzulassungsbe
schvierde erforderliche Erfolgsaussicht besteht deshalb nicht, 
wenn sich aus dem Antrag keine Anhaltspunkte für das Vorliegen 
eines Zulassungsgrundes i.S. von § 115 Abs. 2 FGO erkennen 
lassen (BFH-Beschlüsse vom 6. Dezember 2000 V S 22/00, BFH/NV 
2C01, 629, und in BFH/NV 2010, 455).

3. So liegt es im Streitfall. Aus dem PKH-Antrag lassen sich 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen eines Zulassungsgrundes
i.S. von S 115 Abs. 2 FGO erkennen.

5
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a) Di® Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung i.S, des
§ 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO.

aa) Eine Rechtsfrage hat grundsätzliche Bedeutung, wenn ihre 
Beantwortung durch den BFH aus Gründen der Rechtssicherheit, 
der Rechtseinheitlichkeit oder der Rechtsentwicklung im all
gemeinen Interesse liegt. Dabei muss es sich um eine aus 
rechtssystematischen Gründen bedeutsame Frage handeln, die 
klärungsbedürftig und im zu erwartenden Revisionsverfahren 
klärungsfähig sein muss (SFK-Beschluss vom 21. April 2010 
IV Б 32/09, BFH/NV 2010, 1469, m.w.N.}.

bb} Diese Voraussetzungen sind im Streitfall nicht erfüllt.
Der Antragsteller wendet sich vielmehr lediglich gegen die 
Beurteilung der Sach- und Rechtslage durch das FG ira Einzel
teil . Damit wird vom Vorliegen besonders schwerer Fehler ab
gesehen (vgl. unten 3. b) kein Grund für die Zulassung der 
Revision geltend gemacht (BFB-Beschlüsse vom 20. Februar 2008 
VIII B 103/0?, ШИ/WJ 2008, 980, und vom 25. November 2009 
V! B 139/08, BFH/NV 2010, 907), Das prozessuale Rechtsinstitut 
der Nichtzulassungsbeschwexde dient nicht dazu, allgemein die 
Richtigkeit finanzgerichtlicher Urteile zu gewährleisten íBFH- 
Beschlüsse in BFH/NV 2008, 580,* vom lö, Oktober 2008 
VIII B 20-22/08, BFH/NV 2009, 183i in BFH/NV 2010, 907, und 
vom 23. Dezember 2009 II B 121/09, BFH/NV 2010, 682}. Aus dem 
Fehlen einer Entscheidung des BFH zu der konkreten Fallgestal
tung allein kann die über den Einzelfall hinausgehende Bedeu
tung einer Rechtssache nicht abgeleitet werden (BFH-Beschluss 
vom 1. April 2009 X B 234/08, BFH/NV 2009, 1145, m.w.N,},

bj Die Revision ist auch nicht zur Sicherung einer einheitli
chen Rechtsprechung gemäß § 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO 
zuzulassen. Der Antragsteller macht nicht geltend, die Vorent-

6
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Scheidung weiche von anderen gerichtlichen Entscheidungen ab.
Eine selche Abweichung ist such nicht ersichtlich. Das Urteil 
des FG weist offensichtlich auch keine besonders schwer wie
genden, zur Zulassung der Revision nach § 115 Abs, 2 Hr. 2 
Alternative 2 EGO führenden Rechtsfehler auf {zu diesem Grund 
für die Zulassung der Revision vgl. z.B. BFH-Besehlüsse vom 
16, März 2010 X B 131/09, BFH/HV 2010, 1453, Rz 5; vom
25. März 2010 X B 176/08, BFH/NV 2010, 1455, Rz 19 £.; vom
25. März 2010 X B 71/09, BFH/NV 2010, 1457, Rz 25 ŕ., und vom
25. März 2010 X B 96/09, BFH/NV 2010, 1459, Rz 22 f.).

ei Die Rüge des Antragstellers, das FG habe seinen Anspruch 
auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes 
—CG—} verletzt, indem es in seinem Urteil nicht auf die von 
ihm zu Protekcii gegebenen Ausführungen und Unterlagen einge
gangen sei, begründet nicht die Zulassung der Revision wegen 
eines Verfahrensmangels gemäß § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO.

aa) Art. 103 Abs. 1 GG gewährleistet Beteiligten eines ge
richtlichen Verfahrens das Recht, vor Gericht Anträge zu stel
len und Ausführungen zu machen. Dem entspricht die Pflicht des 
Gerichts, die Ausführungen der Verfahrensbeteiligten zur 
Kenntnis zu nehmen und bei seiner Entscheidung in Erwägung zu 
ziehen, sofern das Vorbringen nicht nach den Prozessvorschrif
ten ausnahmsweise unberücksichtigt bleiben muss oder kann 
(ständige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 26. März 
2007 II s 1/07, BFH/NV 2007, 1094, m.w.N.*.

Art. 103 Abs. 1 GG verpflichtet das Gericht hingegen nicht, 
sich mit jedem Vorbringen in der Begründung seiner Entschei
dung ausdrücklich zu befassen. Der Umstand allein, dass sich 
die Entscheidungsgründe mit einem bestimmten Gesichtspunkt 
nicht ausdrücklich auseinander setzen, rechtfertigt grundsätz-
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lích nicht die Annahme, das Gericht habe den Gesichtspunkt 
unter Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör übergan
gen. Eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör liegt 
nur dann vor, wenn sich aus den besonderen Umständen des 
einzelnen Falles deutlich ergibt, dass das Gericht Vorbringen 
entweder überhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder bei seiner 
Entscheidung ersichtlich nicht in Erwägung gezogen hat IBFH- 
Beschluss com 3. Dezember 200? II S 11/07, BFfi/KV 2008, 529, 
m.w.M.). Insbesondere braucht sich das FG nicht mit einem Tat
sachenvortrag auseinander zu setzen, auf den es nach seiner 
Rechtsansicht nicht ankommt.

bb) Danach hat das FG nicht dadurch den Anspruch des Antrag
stellers auf rechtliches Gehör verletzt, dass es im Urteil 
nicht, näher auf das vom Antragsteller zu Protekcii gegebene 
Vorbringen zu den behaupteten Straftaten seiner geschiedenen 
Ehefrau und die dazu vorgelegten Unterlagen eingegangen ist. 
Aufgrund der Rechtsansicht des FG, wonach es je nach Auslegung 
des Vorbringens des Antragstellers an der Zulässigkeit des 
Finanzrechtswegs, der Klagebefugnis des Antragstellers oder 
der Zuständigkeit des FA fehlt, kam es auf diesen Sachvortrag 
und die unterlagen nicht entscheidungserheblich an. Etwas an
deres hat auch der Antragsteller nicht vorgetragen.

cc) Ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG liegt auch nicht da
rin, dass sich das FG nicht der Ansicht des Antragstellers an
geschlossen hat. Diese Vorschrift verpflichtet das Gericht 
nämlich nicht dazu, der Beurteilung der Sach- und Rechtslage 
durch einen Beteiligten zu folgen (BFH-Beschlüsse vom 
11. November 2005 II B 11/05, BFH/NV 2006, 254 í vom 31. Juli 
2007 v B 98/06, BFHE 217, 94, BStBl II 2008, 35, und vom 
26. November 2007 VIII B 121/07, BFH/NV 2008, 397).

8



d) Dass das unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle des FG
erst am 1. Juli 2010 übergeben wurde, begründet keinen zur Zu
lassung der Revision nach § 115 Abs. 2 Mr. 3 FGG führenden 
verfahrensmangel.

aa) Es liegt zwar nach Aktenlage ein Verstoß gegen § 104 
Abs. 2 FGG vor. Nach dieser Vorschrift ist dann, wenn das
aufgrund mündlicher Verhandlung ergehende Urteil nicht verkün
det, sondern zugestellt wird, das Urteil binnen zwei Wochen 
nach der mündlichen Verhandlung der Geschäftsstelle zu über
mitteln. Entsprechend § 105 Abs. 4 Sats 2 EGO genügt dabei 
auch die Übermittlung der von den Berufsrichtern unterschrie
benen örteilsformel an die Geschäftsstelle. In diesem Fall 
sind entsprechend § 105 Abs. 4 Satz 3 FGG Tatbestand, Ent
scheidungsgründe und Rechtsmittelbelehrung alsbald nachträg
lich niederzulegen, von den Richtern besonders zu unterschrei
ben und der Geschäftsstelle zu übergeben (BFH-Beschluss vom 
26. Januar 2010 X B 147/09, BFH/NV 2010, 1081). "Alsbald" 
bedeutet dabei innerhalb von fünf Meneten nach Ablauf desje
nigen Tages, an dem das von den Richtern unterschriebene Ur
teil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäfts
stelle übergeben worden ist, spätestens jedoch innerhalb von 
fünf Moneten nach Ablauf desjenigen Tages, an dem das Urteil 
der Geschäftsstelle nach § 104 Abs. 2 FGQ hatte übergeben 
werden müssen (BFH-Beschlüsse vom 24. April 2008 VIX B 262/0?, 
BFH/UV 2038, 1448, unter II» 4, a, und ín BFH/N¥ 2010, 1081,
Rz 8).

bb) Nach Aktenlage wurden die Anforderungen des S 104 Abs. 2 
FGO im vorliegenden Fall nicht beachtet. Weder das vollstän
dige Urteil noch die unterschriebene örteilsformel wurde der 
Geschäftsstelle innerhalb der Zwei-Wochen-Frist übermittelt. 
Dieser Verfahrensfehler würde indes lediglich dann zur Zulas-
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sung der Revision nach § 115 Abs. 2 Mr. 3 FGO führen, wenn das 
Urteil des FG darauf beruhen würde, d.h. wenn es bei recht
zeitiger Übermittlung zumindest des unterschriebenen Tenors an 
die Geschäftsstelle möglicherweise anders ausgefallen wäre 
{BFH-Beschluss vora 16. August 2006 II B 144/05, BFH/NV 2006, 
2261, unter II. 9.). Dafür gibt es keine Anhaltspunkte. Die 
vom FG angeführten verfahrensrechtlichen Erwägungen können 
anders als etwa die Verwertung von Zeugenaussagen unabhängig 
vom Zeitablauf getroffen werden. Die für die Erstellung und 
Unterzeichnung des vollständigen Urteils vorgesehene Frist von 
fünf Monaten wurde gewahrt.

ei Allein wegen der Kestenentscheidung kann die Revision gemä5 
§ 145 FGO nicht zugelassen werden {BFH-Beschluss vom 13. Mai 
2004 IV B 230/02, BFIÌE 206, 104, BStBl II 2004, 833} . Davon 
abgesehen ist die Kostenentscheidung ira finanzgerichtlichen 
urteil gemäß § 135 Abs. 1 FGO offensichtlich zutreffend, weil 
der Antragsteller unterlegen ist.

4. Die Entscheidung über den Antrag auf PKH Ist gebührenfrei.

s korf Schmid Dr. Herlinghaus
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie erhalten die einstweilige Verfügung und das Urteil des Amtsgerichts Hamburg, 
sowie die Entscheidung des Landgerichts Darmstadt, des Oberlandesgericht Frankfurt 
und des Bundesgerichtshof.

sescnwerae buropaische Kommission
9. Februar 2011 08:21:41 MEZ 
eu-de-kommission@ec.europa.eu 
2 Anhänge, 1,9 MB

Richtlinie 2005/60/EG - Mail-3

Mit freundlichen Grüßen/Best Regards

4. Urteil und....pdf (1.0 MB) 5.:6. LG-DA:....pdf Γ838 KB)

Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschützte 
Informationen enthalten. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind oder 
diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den 
Absender und vernichten Sie diese Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie 
die unbefugte Weitergabe dieser Mail sind nicht gestattet.

This e-mail may contain confidential and/or privileged information. If 
you are not the Intended recipient (or have received this e-mail in 
error) please notify the sender immediately and destroy this e-mail. Any 
unauthorized copying, disclosure or distribution of the material in this 
e-mail is strictly forbidden.

mailto:xxxxxxxxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx
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A m t s g eric ht Hamburg
¿r kündes aa; 

15.OS.2010

JustizangesteliteÍri
als
Urkundsbearater/in 
der Geschäftsstelle

URTEIL
Ira Karten des Volkes

Geschäfts -Kr . : 23A C 324/09

In dem Rechtsstreit

iamburg
Klägerin

Prozassbevollmächtigte :
Rechteanwälte
Hamburg , GK 562

gegen

Zwingenberg 
Beklagter -

erkennt das 
Amtsgericht
Verhandlung

Amtsgericht Hamburg, Abteilung 23A, 
Grauböhm aufgrund der am 06.04.2010 
für Recht s

durch den Richter am 
geschlossenen mündlichen



1. Dem Beklagten wird verboten, Dritten ge
genüber - wörtlich oder sinngemäß - zu 
behaupten, die Klägerin habe eine Steu
erhinterziehung betrieben, und zwar sine 

besonders schwere Steuerhinterziehung, 
die vom Gesetzgeber als Geidwasche qua
lifiziert ist»

2. Dem Beklagten wird für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung gegen die vorgenannte 
Anordnung ein Ordnungsgeld bis zur Höhe 
von 250.000,00 €, ersatzweise Ordnung«- 
naft uder Ordnungsha.it bis zu € Monaten 
anusclroht.

3. Die Widerklage wird abgewiesen.

4. Dar Beklagte hat die Kosten des Verfah
rens zu tragen.

5. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung 
in Höhe von 2„CCC,00 € vorläufig voli
st reckbar .

m
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-•eses ¡st mít ACiauf
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reoníssräftig geworden. 
Notfristzeugnis

vom

Hmfc.,

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Amtsgericht Hamburg

Zustellungsvermerk 
Zustellung des Urteils an 
Kläger(in)

am

Zustellung des Urteils an 
Beklagte(n)

am

Hmb.,

als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

Abteilung: 23A 
Geschäfts-Nr.: 23A C 291/09

Hamburg, den 23,10.2009
Sievekingpl. 1, 20355 Hamburg
Ziviljustizgebäude
Zimmer: A123 im 1. Stock
Telefon: 040/42843-4737
fristwahrendes Telefax:
040/42843-4318/4319
Zahlungen;-ąa..;, Justizkasse Hamburg
bei der Deutschen Bundesbank
BŁZ 200 000 00, Kto.-Nr. 20001501
Geschäftszeiten-:*:
Mo.

BESCHLUSS
■Fír. 9.0.Q bis 13.0 0 Uhr

' ¿ t Λ,.·;

/;>.

In der Sache

Hamburg -
- Antragstellerin -

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte 
Hamburg , GK 562

gegen

Zwingenberg 
- Antragsgegner -

beschließt das Amtsgericht Hamburg durch den Richter am Amtsgericht 
Graubohm:

I. Im Wege der einstweiligen Verfügung, und zwar wegen der 
Dringlichkeit des Palles ohne vorherige mündliche Verhandlung, wird 
dem Antragsgegner verboten,

Dritten gegenüber -wörtlich oder sinngemäß- zu behaupten, die 
Antragstellerin habe eine Steuerhinterziehung betrieben, und 
zwar eine besonders schwere Steuerhinterziehung, die vom 
Gesetzgeber als Geldwäsche qualifiziert ist.

II. Dem Antragsgegner wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die 
vorstehende(n) Anordnung(en) ein Ordnungsgeld bis zu
EUR 250.000,--, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu 
6 Monaten angedroht.

III. Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens.



IV. Der Streitwert wird auf 2.000,- EUR festgesetzt.

Graubohm
Riçrhter/àm Amtsgericht

Justizobersekretärin
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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■ 4 O 386/09 Landgericht Darmstadt

■ im

/о. з

OBERLANDESGERICHT FRANKFURT AM MAIN

occlut i ieeDCOvilLUOO

in Sachen

" "VV
Vs

GB London

• , Và

4 Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

<f)?Pro2essbevo:jlmächtigte:

Rechtsanwalt

Bremen,

gegen

wingenberg,

Antragsgegner und Beschwerdegegner,

Der 24, Zivilsenat in Darmstadt des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main hat 

am 13. November 2009 durch den Richter am Oberlandesgericht Dr. Kessler 

als Einzelrichter 

beschlossen*

Beschluss mis vollem Rubfum <EUmiUB_0D.dot)



;
' . Auf die sofortige Beschwerde der Antragstellerm wird der Beschluß des Einzel-

"Ь į '-■■·· .C . ' “
V richters der 4, Zivilkammer des Landgerichts Darmstadt vom 3. Nov. 2009 abge

ändert.,

Es wird aageordnet:

Im Wege der einstweiligen Verfügung wird dem Antragsgegner bei Ver
meidung eines vom Gericht für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzuset
zenden Ordnungsgefdes» und für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 
werden kann, einer Ordnungshaft oder einer Ordnungshaft bis zu sechs 
Monaten (Ordnungsgetd im Elnzeffali höchstens EUR 250.000,00; Ord
nungshaft Insgesamt höchstens zwei Jahre)

- verboten

die nachfolgenden Behauptungen aufzustellen oder aufstellen zu lassen, 
zu verbreiten oder verbreiten zu lassen und/oder zugänglich zu machen 
oder zugänglich machen zu fassen, wie durch die eMail vom 14. Oktober 
2009 an den General Counsel Simon Evans von ArcelorMittal, der Arbeit
geberin der Antragstellerin sowie durch eine Nachricht an die United Sta
tes Securities and Exchange Commission (SEC) geschehen:

— die Antragsteilerin habe den zuständigen Behörden eigene Einnahmen 
aus einem Hausgrundstück in Brüssel, belegen Quai au Bois a Brûler 
19/19a verschwiegen, das ihr Vater ihr und ihren Geschwistern am 21, Ja
nuar 2005 geschenkt hat, wodurch sie Geidwäsche und Steuerhinterzie
hung begehe; ■ ’

— dis Antragstellerin und ihre Geschwister hätten ihrem Vater keinen Nless- 
brauch an dem Hausgrundstück in Brüssel, belegen Quai au Bois a Brûler 
19/19a mit notariellem Vertrag vom 21. Januar 2005 eingeräumt;

— die A ní rag st eil erin habe das Amtsgericht Hamburg getäuscht, in dem auf 
ihre Veranlassung hm» der Vertrag zwischen ihrem Vater und seinen Kin
dern über das Hausgrundstück in Brüssel, belegen Quai au Bois a Brûler 
ISnS^on^ļ^anuar 2005 in dem Scheidungsverfahren zwischen |

s-Nr.: |
vorgelegt wurde.

Die Kosten des Verffigwigsverlahrens und des Beschwerdeverfahrens hat der 

Antragsgegner zu tragen.

Der Streitweii fór das Beschwerdeverfahren wird auf€ IS.öOö.oo festgesetzt.



_ii '1 \

ründe:

<ie nach § 567 I Nr. 2 ZPO statthafte, sowie form- und fristgerecht eingeiegte sofortige Be- 

diwerde der Antragstellerin, über die der originäre Einzelriehter des Beschwerdegerichts zu 

rrischeiden hat ( § 568 ZPO ), ist begründet.

laren Verfügungsanspruch ( §§ 823 I, II, 10041 analog BGB; § 186 StGB ) hat die Antrag- 

erellerin glaubhaft gemacht. Durch Abgabe der Widersprochserklärung vom 25. Okt. 2009 

der Antragsgegner die Richtigkeit ihres Vorbringens anerkannt.

Der Verfugungsgmnd besteht - entgegen der Reehtsansicht des Landgerichts - ebenfalls. Die 

ehrenrührigen und unrichtigen Behauptungen des Antragsgegners in öffentlich zugänglichen 

elektronischen Medien, stellen eine fortbestehende Beeinträchtigung der Antragstellerin dar. 

die nur durch Abgabe einer auch strafbewehrten Unterlassungserklämng beseitigt werden 

kann, welche abzugeben der Antragsgegner aber verweigert. Solange diese Unlerfassimgser- 

dwna aussteht, ist die Wiederbohmgsgefahr nicht beseitigt und die Dringlichkeit weiterhin 

gegeben. Die finanziellen Verhältnisse des Antragsgegners stehen der Abgabe einer strafbe

wehrten Unteti sssungserklirimg nicht entgegen; solange er gegen das verhängte Verbot nicht 

err..':' bat er auch keine Sanktionen zu befürchten. .

Die Kosteaentscheidung beruht auf f 91 ! ZPO. ’

Die Festsetzung des Streitwerts für die Beschwerdeinstanz erfolgt gemäß § 3 ZPO; der Senat 

: · r. :r> -λ zu der landgeriehtlicben Wertfestsetzung im angefochtenen Beschluß.

Dr. Kessler

Ausgeiertigt
stacht,



Landgericht Darmstadt 
4, Zivilkammer

Geschäfte-Nr.:4 0 114/10

Es wird gebeten, bei allen Eingaben die 
vorstehende Geschäftsnummer anzugeben

Beschluss

ln dem Rechtsstreit

GB London
Klägerin

Prozessbevollmächtiater: Rechtsanwalt
I Bremen

Geschäftszeichen:

gegen

Beklagter

Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (Antrag vom 26.3.2010} 

wird zurückgewiesen.

Grunde :

Die Rechtsverteidigung des Beklagten im Rechtsstreit (Hauptsacheklage zu 4 O 386/09) 

bietet keine Erfolgsaussicht, so dass Prozesskostenhilfe zu versagen war (§114 ZO).

Beschluss volles Rubrom (EU_CB_OQ,DOT)



2

Genauso wie für das vorausgegangene Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfü

gung (4 Ö 386/09) ist das Landgericht Darmstadt - entgegen der Ansicht des Beklagten - 

für die jetzige, identische Hauptsachenklage international und örtlich zuständig. Der Be

klagte hat seinen Wohnsitz in 64673 Zwingenberg und hat von dort aus auch die streitge

genständlichen zu unterlassenden Behauptungen aufgestellt Alles andere, was der Be

klagte mit seiner „Zustindigkeitsrüge“ und auch sonst in seinem Schriftsatz vom 26.3.2010 

geltend macht, berührt die Zuständigkeit des Landgerichts Darmstadt und die Zulässigkeit 

der dort erhobenen Hauptsacheklage nicht.

Entsprechend ist - nach Ablauf der im schriftlichen Vorverfahren gesetzten Frist zur an

waltlichen Verteidigungsanzeige - inzwischen antragsgemäß ein stattgebendes Versäum

nisurteil (7.4.2010) erlassen worden.

Darmstadt, 8.4.2010
Landgericht-4. Zivilkammer -

Opitz
Richter am Landgericht

__ ‘ C-Apsgefertigt
Darmstadt, 13, April 2010

>ß(nahn, Justizangestellte
ìuntìsbearntin/.ceamier der Geschäftsstelle



Landgericht Darmstadt 

Geschäftsnummer: 4 0114/10

Verkündet -durch Zustellung- am

Es wird geboten, bei aitati Eingaben die Urkunds beam tmMbearnter der Geschäflssteüe
vorstehende öeschäftsnummer amugeben ■

Versäumnisurteil 
Im Namen des Volkes

ln dem Rechtsstreit

GB London

Prozessbevollmächfigter: Rechtsartwalt I
Bremen,

Geschäftszeichen:

gegen

Iwingenberg,

Klägerin

Beklagter

hat die 4. Zivilkammer des Landgerichts Darmstadt durch 
den Richter am Landgericht Opitz - als Einzelrichter -
im schriftlichen Vorverfahren gemäß § 331 Abs. 3 ZPO am 7.4.2010 für Recht erkannt;

1, Der Beklagte wird verurteilt, es bei Meldung eines vom Gericht für den Falt der 
Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes, und für den Fall, dass dieses 
nicht beigetrieben werden kann, einer Ordnungshaft oder einer Ordnungshaft bis zu 
sechs Monaten {Ordnungsgeld im Einzelfall höchsten € 250.000,00; Ordnungshaft 
insgesamt höchstens zwei Jahre) zu unterlassen,

die nachfolgenden Behauptungen aufzustellen oder aufstellen zu lassen, zu 
verbreiten oder verbreiten zu lassen und/oder zugänglich zu machen oder zugänglich 
machen zu lassen, wie durch die eMail vom 14. Oktober 2009 an den General

ZP 7$ - vu a em. S 331 Abs. 3 ZPO (EU_CU_7S.dôi) - (02,07)



Counsel Simon Evans von Arcelor Mittal, der Arbeitgeberin der Klägerin sowie durch 
eine Nachricht an die United States Securities and Exchange Commission (SEC) 
geschehen:

Die Klägerin habe den zuständigen Behörden eigene Einnahmen aus einem 
Hausgrundstück in Brüssel, belegen Quai au Bois a Brûler 19/19 a verschwiegen, das ihr
Vater ihr und ihren Geschwistern am 21. Januar 2005 geschenkt hat, wodurch sie 
Geldwäsche und Steuerhinterziehung begehe,

die Klägerin und ihre Geschwister hätten ihrem Vater keinen Nießbrauch an dem 
Hausgrundstück in Brüssel, belegen Quai au Bois a Brûler 19/19 a mit notariellem Vertrag 
vom 21. Januar 2005 eingeräumt:

die Klägerin habe das Amtsgericht Hamburg getäuscht, in dem auf ihre Veranlassung 
hin, der Vertrag zwischen ihrem Vater und seinen Kindern über das Hausgrundstück in 
Brüssel, belegen Quai au Bots a Bruler19/19avom21. Januai^OOSnr^jęnr^^ 
$cheidungsverM|j|yaffi^*n gg,
Geschäfts-Nr,; ^^^^^^Ц/orgelegt wurde.

2. DeHŞeklagte wird verurteilt, die Klägerin gegenüber Herrn Rechtsanwalt
Verbindlichkeiten in Höhe von € 481,80 zuzüglich Zinsen von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 19,3,2010 freizustellen.

3. Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar,

5. Der Streitwert wird auf 15.000,00 € festgesetzt.

Opitz



Ausfertigung

\

BUNDESGERICHTSHOF

VIZA 11/10
BESCHLUSS

vom

15. Juni 2010 

in dem Rechtsstreit

Zwingenberg,

Beklagter und Antragsteller,

gegen

ndon
Großbritannien,

Klägerin und Antragsgegnerin,

- Prozessbevollmächtigter 
II. Instanz:

Rechtsanwalt
Bremen



Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. Juni 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter Galke, die Richter Wellner, Pauge und Stöhr und die Richterin 

von Pentz '

beschlossen;

Der Antrag des Beklagten auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für 

eine beabsichtigte Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss des 

24. Zivilsenats in Darmstadt des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main 

vom 17. Mai 2010 wird zurückgewiesen.

Das Prozesskostenhilfegesuch ist unbegründet» weil die mit der 

beabsichtigten Rechtsbeschwerde in Aussicht genommene 

Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet {§ 114 

Satz 1 ZPO).

Die Rechtsbeschwerde wäre nicht statthaft» weil sie weder nach dem 

Gesetz ausdrücklich eröffnet, noch vom Beschwerdegericht in dem 

angefochtenen Beschluss zugelassen worden ist (§ 574 Abs. 1 Satz 1 

ZPO),

Galke Wellner Pauge

Gründe:

Stöhr

als Urkundsbť
des Bundesgerichtshofs



í
jį

\

o

V/l

яу

4J-
-ä

l
v 
, $

O
4»

V

;v.
(ß

w

v
5
v

\J:
V
w
tA

‘■S-
-л

%
CN

I
V

v

/


